
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Ich gehe davon aus, 
zwischen dem 19. 
Dezember und dem 
10. Januar werden 
wir ganz generell in 
Deutschland eine 
sehr, sehr ruhige 
Phase haben. Und 
das muss auch sein.» 

(Niedersachsens Minis-
terpräsident Stephan 
Weil (SPD) am Don-
nerstag in einem ZDF-
«spezial» zur Corona-
Pandemie) 
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In dieser Ausgabe:

In dieser Woche wurde 
das  Jahressteuergesetz 
für das kommende Jahr 
im Ausschuss verab-
schiedet.  Wie freuen 
uns über die 
E i n f ü h r u n g 
der Homeoffice
- P a u s c h a l e , 
das Ehren-
amtspaket und 
die Ausdeh-
nung der straf-
r e c h t l i c h e n 
Einziehungsre-
geln, insbesondere in 
den Cum/Ex-Fällen. 

D i e  H o m e o f f i c e -
Pauschale können all 
jene Steuerpflichtigen 
geltend machen, die 
aufgrund der pande-
miebedingten Ein-
schränkungen am Kü-
chen- oder Esszimmer-
tisch ihrer Arbeit mobil 
nachgehen. In den Jah-
ren 2020 und 2021 kön-
nen sie 5 EUR pro Tag 
(max. 600 EUR pro 
Jahr) pauschal von der 
Steuer absetzen, wenn 
sie an diesem Tag nicht 
im Büro gearbeitet ha-
ben. 

Auch hat sich die Große 
Koalition auf weitrei-
chende Verbesserungen 
im Gemeinnützigkeits-
recht verständigt. Wir 
stärken die Vereinsar-
beit, indem wir uns auf 
Erleichterungen für die 
Menschen geeinigt ha-
ben, die ehrenamtlich 

engagiert sind. Hier-
über können sich über 
31 Millionen Ehrenamt-
liche freuen. 

Für die Landwirte 
konnten wir er-
reichen, dass 
die steuerliche 
Entlastung zu-
gunsten der vie-
len land- und 
forstwirtschaft-
lichen Betriebe 
noch ausgebaut 
wird. So schaf-

fen wir eine zielgenaue-
re Ausgestaltung der 
Investitionsabzugsbe-
träge gemäß § 7g des 
Einkommenssteuerge-
setzes durch eine ein-
heitliche Gewinngrenze 
von 200.000 Euro. Da-
mit sollen künftig über 
95 Prozent aller land-
wirtschaftlichen Betrie-
be den Investitionsab-
zugsbetrag für künftige 
Anschaffungen nutzen.  

 Mit dem diesjährigen 
Jahressteuergesetz un-
terstützen wir unsere 
systemrelevante Agrar-
branche. So wird in § 14 
Absatz 2 EStG klarge-
stellt, dass die Realtei-
lung von land- oder 
forstwirtschaftlichen 
Betrieben bei Betriebs-
fortführung eines Teil-
betriebes steuerneutral 
erfolgen kann. 

Ferner haben wir eine 
Umsatzgrenze für die 

Umsatzsteuerpauschalie-
rung in Höhe von 
600.000 Euro gezogen. 
Hiermit schaffen wir ein 
klares Abgrenzungskrite-
rium für die landwirt-
schaftliche Praxis, das 
unseren Betrieben die 
notwendige Planungssi-
cherheit verschafft.  

Schließlich setzen wir 
den Kampf gegen Steuer-
hinterziehung weiter 
fort. Wir überlassen ins-
besondere bei den Cum/
Ex-Fällen den Steuerbe-
trügern ihre Tatbeute 
nicht, auch wenn die 
Cum/Ex-Betrugsfäl le 
schon länger zurücklie-
gen. 

Leider ist es uns nicht 
gelungen, den Zeitplan 
für die Gesetzesberatun-
gen einzuhalten. Wir 
hätten uns für das ver-
mutlich letzte Jahress-
teuergesetz in dieser Le-
gislative auch deutlich 
mehr steuerliche Entlas-
tungen für die Wirtschaft 
vorstellen können.  Lei-
der haben dabei weder 
der Bundesminister der 
Finanzen noch die SPD 
mitgezogen. Wohl wis-
send, dass wir insbeson-
dere dem Mittelstand in 
der jetzigen Situation 
helfen müssen, sei es 
durch eine großzügige 
Verlustverrechnung oder 
weitere Steuerstundun-
gen und Steuererleichte-
rungen. 

Jahressteuergesetz verabschiedet 

Freitag, 11. Dezember 2020 

Themen 

 Bundeshaus-

halt 

 Steuern  

 Wirtschaft 
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den Jahr wieder eine Milliarde 
Euro für den sozialen Woh-
nungsbau zur Verfügung ge-
stellt und das Baukindergeld 

über das 
Jahr 2020 
h i n a u s 
verlängert. 
D a m i t 
stellt der 
Bund seine 
V e r l ä s s -
l i c h k e i t 
beim Woh-
nungsbau 

erneut unter Beweis. Länder 
und Gemeinden sind aufgeru-
fen, gleiches zu tun und ihre 
Beiträge mindestens auf gleich 
hohem Niveau zu stabilisieren. 
Die Herausforderungen am 
Wohnungsmarkt bestehen fort 
und können langfristig nur 
durch steten Wohnungsneubau 
bewältigt werden. 

Mit den Wachstumsaufgaben 
für den Wohnungsneubau sind 
Stadtentwicklungsaufgaben 

Der Bundeshaushalt für das 
Jahr 2021 stärkt die Investi-
tionen des Bundes in die Ei-
gentumsförderung, den sozia-
len Woh-
n u n g s b a u 
und für In-
novationen 
am Bau.  

Das Baukin-
d e r g e l d 
kommt vor 
allem jun-
gen Fami-
lien zugute und mit der Städ-
tebauförderung werden unse-
re Stadtzentren und Gemein-
den gerade in der Pandemie 
gestärkt. Wir machen Wohn- 
und Baupolitik für die Men-
schen - ohne Verbote und oh-
ne rechtswidrige Mietenregu-
lierung.  

Mit dem Bauhaushalt 2021 
setzt die Koalition ihre Wohn-
raumoffensive fort. Wie ver-
sprochen werden im kommen-

verbunden. Die Kommunen 
müssen den wachsenden Ein-
wohnerzahlen durch die Aus-
weitung und Sanierung der 
öffentlichen Infrastruktur 
u.a. bei Bildung, Sport und 
Kultur gerecht werden. Zu-
sätzlich sind neue Wohnungs-
baugebiete zu entschließen. 
Auch dabei werden sie von 
Bund und Ländern durch die 
gemeinsame Städtebauförde-
rung unterstützt. Mit ca. 1,2 
Milliarden € für den Städte-
bau insgesamt stellt der Bund 
im kommenden Jahr erneut 
Mittel auf Rekordniveau zur 
Verfügung. 

Damit macht der Bund beim 
Wohnungsmarkt den Weg 
auch 2021 frei fürs Bauen, 
Bauen, Bauen und flankiert 
dies mit steigenden Wohn-
geldausgaben, der Förderung 
des altersgerechten Umbaus, 
der Gebäudesanierung und 
nicht zuletzt mit einem sozial 
ausgewogenen Mietrecht. 

Wohnraumoffensive wird fortgesetzt 

Ehrenamtliches Engagement stärker belohnen 
2.400 € auf 3.000 €. Damit set-
zen wir lange geforderte steuer-

liche Entlastungen für 
ehrenamtlich Tätige um.  

Wir vereinfachen auch 
den Zuwendungsnach-
weis: Künftig gilt für 
Spenden bis 300  € der 
vereinfachte Spenden-
nachweis. Eine Zuwen-
dungsbestätigung ist 

nicht mehr erforderlich. Gerade 
auch kleinen Vereinen und ihren 
Mitgliedern wollen wir das Le-
ben erleichtern und schaffen 
deshalb bei Vereinen, die über 
Einnahmen von höchstens 
45.000 € verfügen, die Pflicht 
zur zeitnahen Mittelverwendung 
ab. Auch erhöhen wir die Frei-
grenze für Einnahmen aus ei-

Die Große Koalition hat sich 
im Jahressteuergesetz recht-
zeitig zum Tag des Eh-
renamtes 2020 auf 
weitreichende Verbes-
serungen im Gemein-
nützigkeitsrecht ver-
ständigt. Die letzte 
Reform liegt fast acht 
Jahre zurück. Hier-
über können sich über 
31 Millionen Engagier-
te in ganz Deutschland freu-
en.  

Wir ermöglichen den vielen 
Ehrenamtlichen eine höhere 
steuerfreie Anerkennung: 
Die Ehrenamtspauschale 
steigt zum 1. Januar 2021 
von 720 € auf 840 €, der 
Übungsleiterfreibetrag von 

nem wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb von 35.000 € auf 
45.000 € im Jahr. Diese Ein-
nahmen müssen dann nicht 
versteuert werden. 

Mit dem Paket stärken wir Ver-
eine und Ehrenamtliche. Durch 
Steuerentlastungen und Büro-
kratieabbau wollen wir ihre un-
verzichtbare Arbeit erleichtern 
- und bringen damit auch unse-
ren großen Respekt vor diesem 
Engagement zum Ausdruck. 
Der Einsatz für Andere hält 
unsere Gesellschaft zusammen. 
Wie unter einem Brennglas 
zeigt sich das jetzt in der Krise. 
Für Millionen Menschen in den 
Vereinen gilt das aber immer: 
Ihr Engagement macht unser 
Land lebenswert.  
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Umfang noch zulässig: Nur auf 
Grundlage eines Tarifvertra-
ges können tarifgebundene 
Unternehmen der Fleischver-
arbeitung Auftragsspitzen 
durch Zeitarbeiter auffangen. 
Hierfür steht ein kalenderjähr-
liches Arbeitsvolumen von ma-
ximal 100 Vollzeitkräften zur 
Verfügung. 

Ein Lichtblick ist, dass das 
Fleischerhandwerk von diesem 
Gesetz ausgenommen ist. Zu-
mindest das Fleischerhand-
werk mit seinen Verkaufsfilia-
len sorgt damit weiter für eine 
Versorgung mit hochwertigen 
Fleisch- und Wurstprodukten 
aus regionaler Zucht. Mit dem 
Gesetz stärken wir den hand-
werklichen Mittelstand. 

In diesem Jahr haben wir be-
reits viele Maßnahmen aus 
dem Konjunkturpaket auf 
den Weg gebracht, u.a.: 

Unterstützung des Öffentli-
chen Personennahver-
kehrs mit 2,5 Milliar-
den Euro (ausgezahlt 
im August), Verbesse-
rung des Mobilfunks 
entlang der Schienen, 

Sanierung der Bahnhö-
fe (Programmstart: 14. 
August), 

Gesamtinvestitionen 
zur Modernisierung  
der Schifffahrt von 
mehr als 550 Millionen Euro, 

Maßnahmen zur Beschleuni-
gung von Brückenmodernisie-
rungen usw. an Bundesfern-
straßen i.H.v. 680 Millionen 
Euro, 

Förderung klimafreundlicher 
Mobilität (u.a. für Nutzfahr-

Milliarden für Bahn und 5G 
zeuge mit Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie), 

Förderung öffentliche und pri-
vater Ladesäulen (allein in der 
ersten Förderwoche über 90.000 

private Ladepunkte 
bewilligt). 

Und wir treiben 
auch die übrigen 
Maßnahmen aus 
dem Konjunkturpa-
ket z.B. beim Breit-
band- und 5G-
Ausbau, beim Was-
s e r s t o f f  u n d 
zur Förderung der 
Bahn (u.a. Digitali-
sierung) mit Nach-

druck voran. 

In den abschließenden parla-
mentarischen Beratungen 
z u m  B u n d e s h a u s h a l t 
2021 haben wir die Mittel für 
Verkehr und digitale Infra-
struktur gegenüber dem ur-
sprünglichen Regierungsent-

wurf noch einmal um 7 Milli-
arden Euro auf 41,2 Milliarden 
Euro erhöht. Damit starten 
wir ein nationales Flottener-
neuerungsprogramm für LKW, 
wir setzen die Unterstützung 
der Reisebusunternehmen fort, 
unterstützen Flughäfen und 
sanieren Bahnhöfe.   

Mit all dem stärken wir Bahn 
und Schiene wie nie zuvor: Die 
Mittel steigen von 7,6 Milliar-
den Euro 2020 auf 8,5 Milliar-
den Euro 2021. Im Jahr 2022 
wird erstmals im Haushalt des 
BMVI mehr Geld in die Schie-
ne investiert als in die Stra-
ße. Auch die Mittel für den 
schienengebundenen Öffentli-
c h e n  P e r s o n e n n a h v e r -
kehr steigen weiter von derzeit 
660 Millionen Euro auf 1 Milli-
arde Euro 2021. Sie sollen bis 
2025 weiter steigen auf 2,5 
Milliarden Euro.  

Damit wollen wir auch für die 
Zeit nach Corona fit sein. 

Der Ausschuss für Arbeit und 
Soziales hat diese Woche mit 
den Stimmen der Koalitions-
fraktionen, der Grünen und 
der Linken gegen FDP 
und AfD die Regelun-
gen des Arbeitsschutz-
kontrollgesetzes be-
schlossen. und damit 
die notwendigen Wei-
chen gestellt für einen 
besseren Vollzug im 
Arbeitsschutz, insbe-
sondere in der 
Fleischindustrie. Die 
Kontrolldichte wird 
erhöht und bessere 
Arbeitsgrundlagen für die 
Kontrollbehörden geschaffen. 
Mit den beschlossenen Rege-
lungen wollen wir die dort 

Beschäftigten durch die Stär-
kung ihrer Rechte schützen. In-
wieweit damit eine industrielle 
Schlachtung in Deutschland im 

internationalen Wett-
bewerb um Arbeits-
plätze und Wert-
schöpfungen zukünf-
tig noch rentabel ist 
und stattfinden wird, 
ist unklar.  

Dafür wird die Nut-
zung von Werkver-
trägen in Betrieben 
der Fleischwirtschaft 
im Bereich Schlach-
tung, Zerteilung und 

Verarbeitung ab nächstes Jahr 
untersagt. Leiharbeit ist ab dem 
1. April 2021 im begrenzten 

Fleischindustrie stärker reguliert 
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„Die Wirtschaft schiebt eine Welle an drohenden Insolvenzen 
vor sich her. Es ist klar, dass die Welle bald brechen wird, und 
zwar, wenn die Insolvenzantragspflicht zum Jahreswechsel wieder 
in Kraft tritt. Die Risiken steigen und sind schwieriger zu kalku-
lieren. Wir sind an dem Punkt, an dem die staatlichen Hilfen 
mehr Schaden anrichten als nützen.“ 

(Thomas Langen, Chef der Kommission Kreditversicherung im Versi-
chererverband GDV) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

unser Arbeitsmarkt derzeit 
trotz der teilweise erheblichen 
wirtschaftlichen Einbrüche 
noch relativ stabil. Zwar liegt 
die Zahl der Arbeitslosen um 
rund eine halbe Million über 
der des Vorjahres. Und auch 
die Zahl der Kurzarbeiter dürf-
te derzeit deutlich höher liegen 
als noch mit 2,2 Millionen im 
September. Aber die Nachfrage 
nach Arbeitskräften hatte sich 
von April bis zum erneuten 
„Lockdown“ Anfang November 
auch merklich erholt.  

Welche Folgen sich angesichts 
der neuen Beschränkungen für 
die Beschäftigung in den ohne-
hin besonders betroffenen Sek-
toren wie Hotels, Gaststätten, 
Ausbildung und Kultur bzw. 
dem Dienstleistungssektor ins-
gesamt und auch im kränkeln-
den verarbeitenden Gewerbe 
ergeben, ist derzeit nicht genau 
absehbar. Offenkundig sind 
jedoch – nach den Meldungen 
über Entlassungen und Kon-
kurse im industriellen Bereich 
und ersten Insolvenzen größe-
rer Dienstleister - insbesondere 
im Automobilbereich Berichte 
über umfassende  Produktions-
verlagerungen ins Ausland. 
Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel hat mehrfach von einer 
Verschiebung der wirtschaftli-
chen Kräfteverhältnisse auf-
grund der „Coronakrise“ zu 
Lasten Europas und zu Guns-
ten Chinas und Südostasiens 
gesprochen.  

Mit dem Kurzarbeitergeld ist 
es uns bislang gelungen, in ei-

Nach einem Jahrzehnt des 
w i r t s c h a f t l i c h e n  A u f -
schwungs sind Wirtschaft 
und Gesellschaft mit Corona 
in schweres Fahrwasser gera-
ten. Nach ersten Erholungs-
zeichen im Sommer ver-
schärft sich mit dem von 
Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel und den Ministerprä-
sidenten der Länder verhäng-
ten „Lockdown“ die wirt-
schaftliche Situation seit An-
fang November zusehends.  

Unser soziales Leben ist er-
heblich eingeschränkt. Wirt-
schaftlich, am Ausbildungs- 
und am Arbeitsmarkt läuft es 
nicht gut – die kurze wirt-
schaftliche Erholung über 
den Sommer wurde unterbro-
chen. Die aktuelle Verlänge-
rung der „Coronaeinschrän-
kungen“ bis ins neue Jahr 
verschlechtert den Ausblick 
weiter. Es scheint fast so, als 
drohe unsere Gesellschaft 
auseinander zu driften.  ... 

Die im ersten Regierungsent-
wurf geplanten Ausgaben, die 
bereits um 21 Milliarden Eu-
ro über den vor einem Jahr 
geplanten Ausgaben für das 
laufende Jahr 2020 lagen, 
mussten wir nochmals um 
knapp 1 Milliarde Euro auf 
rund 165 Milliarden Euro 
ausweiten. So wollen wir da-
zu beitragen, den entstande-
nen und weiter entstehenden 
Schaden für die Betroffenen 
möglichst klein zu halten. … 

Erfreulicherweise zeigt sich 

nigen Bereichen die schlimms-
ten Folgen abzufedern. Aber 
Kurzarbeitergeld ist kein Ge-
schäftsmodell. Und dauerhaft 
finanzierbar ist es aus leeren 
öffentlichen Kassen bei erhebli-
cher staatlicher  Neuverschul-
dung schon gar nicht. Wohl-
stand wird von leistungsfähigen 
Arbeitskräften an produktiven 
Arbeitsplätzen erwirtschaftet – 
nicht durch die Auszahlung von 
Lohnersatzleistungen. … 

Angesichts der erheblichen der-
zeitigen Bedrohung und Aus-
höhlung großer Teile der wirt-
schaftlichen Basis unseres Ge-
meinwesens muss unser Haupt-
augenmerk daher insbesondere 
auch auf die Sicherung von 
Ausbildungsplätzen gerichtet 
sein. Es wäre fatal, wenn nach 
dem noch gut verlaufenden ak-
tuellen Ausbildungsjahr 2020 
im kommenden Jahr 2021 junge 
Menschen aufgrund der aus 
wirtschaftlichen Gründen not-
wendigen Zurückhaltung von 
Unternehmen keine Ausbildung 
antreten könnten. Die aktuell 
gestiegene Zahl an Jugendar-
beitslosen ist ein deutliches 
Warnsignal. Wir müssen unbe-
dingt vermeiden, dass eine jun-
ge „Generation Corona“ jetzt 
durch Unterrichtsausfall, ver-
meidbare emotional-soziale Be-
lastungen oder fehlende Ar-
beits- oder Ausbildungsplätze 
geschädigt und um Lebenschan-
cen gebracht, und so zu einer 
zusätzlichen erheblichen Belas-
tung für unser Gemeinwesen 
gemacht wird.   

Aus meiner Rede zum Bundeshaushalt 2021 


